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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetzes 

A. Problem 

Für Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
in den Gemeinden sind aus dem Aufkommen an Mineralöl-
steuer 6 Pfennig je Liter Treibstoff zweckgebunden. Dies sind 
zur Zeit jährlich etwa 2,5 Mrd. DM. 

Durch das Haushaltsstrukturgesetz 1975 wurde zur Stabilisie-
rung des Bundeshaushaltes diese Zweckbindung am 1. Januar 
1977 um 10 v. H. vermindert. Für den kommunalen Straßenbau 
stehen jetzt jährlich etwa 200 Millionen DM weniger zur Ver-
fügung (Reduzierung um ein Fünftel). 

B. Lösung 

Aus konjunkturellen Gründen ist es notwendig, die Reduzie-
rung der für den kommunalen Straßenbau zur Verfügung 
stehenden Mittel rückgängig zu machen. 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird ab 1. Januar 1978 um etwa 200 Mil-
lionen DM jährlich belastet. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Der § 10 Abs. 1 des Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. März 1972 (BGBl. I S. 501), zuletzt geändert 
durch Artikel 35 des Gesetzes zur Verbesserung der 
Haushaltsstruktur vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3091), erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Vorhaben zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse der Gemeinden nach Maßgabe 
dieses Gesetzes sind zu verwenden: 

1. das Mehraufkommen an Mineralölsteuer, das 
sich auf Grund von Artikel 8 § 1 des Steuerän-
derungsgesetzes 1966 vom 23. Dezember 1966 
(BGBl. I S. 702) ergibt, 

2. das Mehraufkommen an Mineralölsteuer, das sich 
auf Grund von Artikel 1 § 1 des Verkehrsfinan-
zierungsgesetzes 1971 vom 28. Februar 1972 
(BGBl. I S. 201) ergibt, soweit es nach Artikel 3 
des Verkehrsfinanzierungsgesetzes 1971 für 
Zwecke dieses Gesetzes zur Verfügung steht." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BGBl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft. 

Bonn, den 9. November 1977 
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Begründung 

Die Mineralölsteuer beträgt zur Zeit 44 Pfennige je 
Liter Vergasertreibstoff. Hiervon sind 6 Pfennige für 
Zwecke des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
gebunden. Diese Mittel in Höhe von jährlich zur Zeit 
2,5 Mrd. DM dienten je zur Hälfte zur Finanzierung 
von kommunalen Straßenbaumaßnahmen und zur Fi-
nanzierung von Vorhaben des öffentlichen Personen-
nahverkehrs. 

Durch das Haushaltsstrukturgesetz 1975 wurde je-
doch zur Stabilisierung des Bundeshaushalts die 
Zweckbindung des 6-Pfennig-Mineralölsteuerauf-
kommens mit Wirkung ab 1. Januar 1977 um 10 v. H. 
reduziert. Da gleichzeitig der Verteilungsschlüssel 
zwischen kommunalem Straßenbau und Vorhaben 
des öffentlichen Personennahverkehrs geändert wur-
de, ging diese Reduzierung mit einem Gesamtbetrag 
von mehr als 200 Millionen DM ausschließlich zu 
Lasten des kommunalen Straßenbaues. Zahlreiche 

besonders dringliche Straßenbauprojekte in den 
Städten und Gemeinden können daher jetzt nicht 
finanziert werden und müssen auf unabsehbare Zeit 
zurückgestellt werden. 

Bei der jetzigen Konjunkturlage ist es jedoch ange-
zeigt, diese Kürzung rückgängig zu machen. Es 
kommt nunmehr entscheidend darauf an, den Be-
schäftigungsstand in der Tiefbauwirtschaft zu stabili-
sieren und das innerstädtische Straßennetz im Inter-
esse der Straßenverkehrssicherheit und des Ver-
kehrsflusses an die Verkehrsentwicklung weiter an-
zupassen. Diesem Ziele dient der vorgelegte Ge-
setzentwurf. 

Die allgemeinen Deckungsmittel des Bundeshaus-
halts werden durch den Antrag ab 1. Januar 1978 
um etwa 200 Millionen DM vermindert. Es ist jedoch 
möglich, im Bundeshaushalt hierfür entsprechenden 
Ausgleich zu schaffen. 




